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Das Referendum am 1. Oktober wird ohne jeden Zweifel zu einer weiteren Machtprobe zwischen der
reaktionären Regierung Rajoy und der Unabhängigkeitsbewegung werden. Im folgenden Artikel, der
noch im September 2017 verfasst wurde, gehen wir auf die Hintergründe und die aktuelle
Zuspitzung ein.

Auslöser

Ausgelöst wurde die gegenwärtige tiefe politische Krise mit der Entscheidung des katalanischen
Parlaments vom 6. September, am 1. Oktober eine bindende Abstimmung über die Unabhängigkeit
Kataloniens abzuhalten. Am 7. September hat Spaniens Premierminister Mariano Rajoy das
Verfassungsgericht in Madrid angerufen, um diesen Entscheid auszusetzen, dem das Gericht auch
unverzüglich nachkam.

Carles Puigdemont i Casamajó, Chef der Junts pel Sí (Gemeinsam für Ja)-Koalitionsregierung, die im
September 2015 gewählt worden war, wollte ursprünglich das Referendum zu Verhandlungen mit
der Zentralregierung nutzen, doch Rajoy hatte dies wiederholt abgelehnt. Daraus resultierte
Puigdemonts Aufruf zu einer einseitig legitimierten Abstimmung, was er auch ohne größere
Debatten schnell durch das katalanische Parlament brachte. Damit verschreckte er jedoch Parteien,
die zwar das Recht auf ein Referendum für die Unabhängigkeit unterstützen, aber nicht unbedingt
einer Abtrennung das Wort reden würden.

Die arroganten Aktionen der Volkspartei-Regierung, die mithilfe der Guardia Civil die Durchführung
der Abstimmung illegalisieren und verhindern sollen, haben nicht nur eine große politische Krise
ausgelöst, sondern auch die BefürworterInnen und GegnerInnen der Unabhängigkeit in Katalonien
vereinigt.

Büros der katalanischen Regierung wurden durchsucht und Plakate, Broschüren und Urnen
beschlagnahmt. Berichten zufolge wurden am 20. September 10 Millionen Abstimmungszettel
abgeholt und werden seither unter Verschluss gehalten. Außerdem wurden 12 ranghohe Beamte
und Unternehmensspitzen in Gewahrsam genommen. Rajoy hat ferner fast unverhohlen damit
gedroht, den Artikel 155 der spanischen Verfassung anzuwenden, der das katalanische
Autonomiestatut aufheben würde, und durchblicken lassen, sogar die katalanische Regierung und
alle BeamtInnen bspw. BürgermeisterInnen, die die Volksabstimmung gestatten, unter Arrest zu
stellen. Dies würde nichts anderes als einen Staatsstreich bedeuten.

Nachrichten, wonach die Guardia Civil in die Regierungsgebäude in Barcelona eingedrungen ist,
darunter das Wirtschaftsministerium, legen nahe, dass der Staatsstreich bereits im Gange sein
dürfte. Diese Vorkommnisse haben wütende Reaktionen von katalanischen PolitikerInnen
hervorgerufen. In Madrid haben Parlamentsabgeordnete der Republikanischen Katalanischen
Linken (Esquerra oder auch ERC) unter Protest den Kongress verlassen. Ein junger Feuerkopf
namens Gabriel Rufián i Romero schleuderte Rajoy entgegen: „Nimm deine dreckigen Finger von
den katalanischen Institutionen!“.
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Widerstand

Die links orientierte Bürgermeisterin von Barcelona Ada Colau i Ballano, die eng mit Podemos
verbunden ist, rief die Bevölkerung dazu auf, die „katalanischen Einrichtungen zu verteidigen“. Der
linkere der beiden größten Gewerkschaftsverbände, die Arbeiterausschüsse CCOO meldete, dass
seine Mitglieder eine Hauptstraße in Barcelona blockiert hätten.

Die Antwort der großen Protestmenge kam prompt: Sie umstellte die Regierungsgebäude. Spanische
Sicherheitskräfte wollten auch die Hauptgeschäftsstelle der linken Partei Kandidatur für
Volkseinheit (CUP) stürmen, mussten aber unter Triumph- und Hohnrufen wieder abziehen,
nachdem eine Masse von DemonstrantInnen ihnen 8 Stunden lang den Weg versperrt hatte.

Die katalanische Regierung gab schließlich eine Verlautbarung heraus, dass die spanische
Zentralregierung „an diesem Morgen de facto die Autonomie in Katalonien außer Kraft gesetzt“
habe.

Der Fußballverein FC Barcelona ließ in einer Presseerklärung mitteilen: „Der FC Barcelona steht
treu zum historischen Bekenntnis für die Verteidigung der Nation, der Demokratie, der Redefreiheit
und Selbstbestimmung und verurteilt jede Handlung, die die freie Ausübung dieser Rechte
behindern könnte.“

Rajoys Reaktion war eine Fernsehausstrahlung, in der er wie ein Schuldirektor den KatalanInnen
befahl: „Stoppt diese Eskalation des Radikalismus und des Ungehorsams ein für alle Mal!“

Zwar könnte der spanische Regierungschef auch darauf setzen, Katalonien nur einzuschüchtern,
doch er spielt dabei mit dem Feuer. Jede größere Polizeirepression wird mit Sicherheit empörte
Massenmobilisierungen und Besetzungen in Barcelona und ganz Katalonien hervorrufen. Diese
Antwort wäre voll gerechtfertigt und die gesamte internationalistische Linke sollte alles in ihrer
Macht Stehende tun, dies auch in Madrid und anderen Städten in Gang zu bringen.

Reaktionäre Verfassung und Unterdrückung

Die undemokratische Verfassung von 1978 streitet Spaniens nationalen Minderheiten ausdrücklich
das Recht auf Selbstbestimmung ab. Sie verkündet „die unauflösliche Einheit der spanischen Nation,
die gemeinsame und unteilbare Heimat aller SpanierInnen.“

Die Verteidigung und Zusicherung des Rechts für die KatalanInnen auf Selbstbestimmung ist eine
elementare demokratische Forderung und sollte bei ArbeiterInnen und SozialistInnen in ganz
Spanien und auch überall in Europa Rückhalt finden.

Das heißt jedoch nicht, dass SozialistInnen für eine Zustimmung zur Loslösung eintreten sollten
oder für eine einseitige Unabhängigkeitserklärung durch die katalanische Regierung. Doch allem
Druck vonseiten der madrilenischen Regierung, v. a. der Aussetzung des Autonomiestatuts oder der
Inhaftierung von Regierungsmitgliedern und BürgermeisterInnen, muss mit Massenaktionen auf den
Straßen einschließlich eines unbefristeten Generalstreiks begegnet werden.

Nichtsdestotrotz müssen wir darauf gefasst sein, dass diese Auseinandersetzung sehr wohl
gefährliche und zerstörerische Kräfte des nationalen Chauvinismus, der Spaltung und Vergiftung
des Bewusstseins der ArbeiterInnenklasse und der Jugend im gesamten spanischen Staat freisetzen
könnte. Es ist kein Zufall, dass sowohl Rajoy wie auch Puigdemont an der Spitze von rechten
neoliberalen bürgerlichen Parteien stehen und sehr erfreut wären, wenn sie die ArbeiterInnenschaft
und andere fortschrittliche Kräfte zersplittern und aufeinanderhetzen könnten.



Die Antwort auf diese Gefahr für alle fortschrittlichen Elemente, linken Parteien und
Organisationen, Gewerkschaften, die radikale Jugend muss in der Mobilisierung auf den Straßen
und Plätzen in ganz Spanien liegen, um Rajoys Machtübernahme zu verhindern, die sofortige
Einstellung der Aktionen der Guardia Civil in Katalonien und im Endergebnis den sofortigen und
bedingungslosen Rückzug aller Repressionsorgane zu erzwingen, damit die KatalanInnen ihre
Abstimmung abhalten können. Alle sollten ohne Zwang und nach ausreichender demokratischer
Debatte abstimmen dürfen.

Die KatalanInnen bilden zweifelsfrei eine Nation mit eigener Sprache und Kultur innerhalb des
spanischen Staats. Diese Tatsache hätte ausdrücklich und eindeutig in der Verfassung nach der Ära
Franco festgehalten werden müssen. Unter der Monarchie und dann unter der Franco-Diktatur
erlitten sie ebenso wie die BaskInnen, GalicierInnen und andere kleinere sprachliche
Gemeinschaften schwerwiegende nationale Unterdrückung durch den zentralisierten
kastilischsprachigen Staat.

Nach dem Fall der Franco-Diktatur wurden die meisten dieser Unterdrückungselemente beseitigt
und Autonomien gewährt in Bezug auf Sprach- und Kulturgebrauch. Geblieben aber ist die
grundsätzliche Ablehnung des Rechts einer ungehinderten Entscheidung über eine Lostrennung von
oder Zugehörigkeit zu Spanien durch die Madrider Regierungen und die Justiz.

Katalonien ist industriell weiter entwickelt und wohlhabender als jede andere Region auf der
Iberischen Halbinsel außer dem Gürtel um Madrid selbst. Viele der nationalistischen katalanischen
Forderungen wie die Beendigung der Nettosteuerzahlungen, die als Hilfsleistung und Förderung der
ärmeren Teile Spaniens dienen, oder die oft geäußerte Sichtweise, dass die KatalanInnen härter
arbeiten würden und an sich progressiver seien, sind eindeutige Belege für einen Chauvinismus, den
die ArbeiterInnen schroff ablehnen müssen.

Perspektive

Die Bildung eines unabhängigen katalanischen Staats wird mit Sicherheit nicht die Spaltungen
innerhalb der ArbeiterInnenklasse verringern, weder in der Region noch im Gesamtstaat. Wenn wie
zuvor nur eine Minderheit abstimmen würde und ein „Ja“ dabei herauskäme, könnte sich die
Mehrheit nicht damit zufriedengeben. Noch schlimmer wäre es, wenn die Puigdemont-Regierung mit
einer einseitigen Entscheidung einen großen Teil der spanischsprachigen Mehrheit vor den Kopf
stoßen würde. 45,92 % sprechen zumeist Spanisch, 35,54 Katalanisch, während 11,95 % der
dortigen Bevölkerung beide Sprachen gleich häufig verwenden. Das neue Land würde also mit
einem großen demokratischen Geburtsfehler aus der Taufe gehoben werden. Der Torso
Restspaniens würde außerdem einen kämpferischen Teil seiner ArbeiterInnenbewegung verlieren.

Im Vorfeld der Krise zeigten Umfragen, dass zwar 60 % der katalanischen WählerInnenschaft eine
Abstimmung befürworten, über 50 % aber mit „Nein“ stimmen würden. Rajoys Aktionen könnten
dieses Stimmungsbarometer schnell verändern, wenn sein „legaler“ Staatsstreich in volle
Unterdrückung umschlägt. Rajoys Drohung, die katalanische Polizei gegen die eigene Bevölkerung
zur Verhinderung der Wahlen am 1. Oktober einzusetzen, verdeutlicht diese Gefahr.

Ein Teil der Gründe für das Anwachsen von Nationalismus in den letzten Jahren ist zweifellos eine
Auswirkung der rechten Regierung und Justiz in der Hauptstadt, die als Klotz auf dem Weg zum
Fortschritt liegt, doch bei Wahlen auf gesamtspanischer Ebene schwierig zu beseitigen scheint.

Diese rechtsgerichtete Hegemonie ist eine Folge des Scheiterns der ArbeiterInnen- und radikalen
Jugendbewegung in der vergangenen Periode beim Versuch, den Griff der Reaktion mit
Platzbesetzungen, eintägigen Generalstreiks, Massendemonstrationen und auch dem raschen



Aufstieg von Podemos zu brechen. All diese machtvollen Bewegungen, die große Möglichkeiten
bargen, zerbrachen letztlich an der Frage der Führung. Weder die alten reformistischen Parteien
wie PSOE und IU, noch die neue links-populistische Podemos oder die „hierarchielosen“,
horizontalen und linken Bewegungen konnten auf die Machtfrage eine klare, zielführende Antwort
geben.

Die Spaltung der ArbeiterInnen und Jugendlichen Barcelonas und Madrids wird dieses Problem
nicht lösen. Dringend notwendig ist der Aufbau einer politischen Kraft im gesamten Spanien, einer
neuen ArbeiterInnenpartei mit einem revolutionären antikapitalistischen Programm. Die Kräfte
dafür zu sammeln, damit sollte jetzt in einer Bewegung begonnen werden, die nicht nur Rajoys
Putsch in Katalonien verhindert, sondern ihn auch in Madrid von der Macht verjagt.

 


